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Gemeinsame Verantwortung von Bund und Ländern für die Innere Sicherheit  
Sehr geehrte/r ……..
in großer Besorgnis möchte ich Sie auf die beunruhigen Entwicklungen im Bereich der Inneren Sicherheit hinweisen.

Ich weiß: „Die Innere Sicherheit ist nicht in Gefahr.“ Diesen Satz höre ich seit Monaten von jedem verantwortlichen Politiker, soweit es seinen eigenen Zuständigkeitsbereich betrifft. Wenn es über den eigenen Bereich hinaus geht, werden gerne auch mal Zweifel geäußert, besonders dann, wenn dort eine andere politische Couleur herrscht. Es regiert der Zeitgeist: Betont wird das „Ich“, das „Wir“ kommt erst später – wenn überhaupt. Es ist absurd: Der islamische Extremismus ist mitten unter uns, Terror und Gewalt bedrohen uns ganz real, und die Politik zur Inneren Sicherheit fällt zurück in die Kleinstaaterei. 
Von den Auswirkungen der Debatte in der Föderalismuskommission auf die Innere Sicherheit über das Gezerre über Zuständigkeiten zwischen BKA und Ländern bei der Terrorabwehr bis zum Trauerspiel über die Einführung des Digitalfunks bei der Polizei: Ich habe den Eindruck, als würden die Binnengrenzen in Deutschland wieder aufgerichtet, die man gerade in Europa abgebaut hat. 
Dabei muss gerade für die innere Sicherheit gelten, was die Qualität der föderalen Struktur der Bundesrepublik Deutschland ausmacht: 

die gemeinsame Verantwortung von Bund und Ländern.
Genau diese Gemeinsamkeit vermissen wir. 
Die Beweiskette ist lang:

· Die jüngste Sitzung der Innenministerkonferenz hat es wiederum nicht geschafft, zur Terrorismusbekämpfung – und wichtiger noch zur Terrorismusabwehr – gemeinsam konstruktive Lösungen zu finden, die der Bedrohungslage entsprechen. Bürger und Öffentlichkeit gewinnen immer mehr den Eindruck, als bestimmten Eifersüchteleien über Zuständigkeiten die Entscheidungen, nicht aber die gemeinsame Verantwortung für den Schutz der Bevölkerung. 
· Die Föderalismuskommission steht nach einjähriger Debatte vor dem Zwang einer Ergebnispräsentation, koste es, was es wolle – und seien es Grundlagen zur Gewährleistung der Inneren Sicherheit. Genau darauf läuft es nämlich hinaus, wenn man Besoldung und Versorgung in die Hand der Länder gibt. Geschichte wiederholt sich: Anfang der siebziger Jahre waren es die Länder, die händeringend den Bund gebeten hatten, den Besoldungswettlauf zu beenden und eine bundeseinheitliche Besoldung und Versorgung einzuführen. Jetzt soll es wieder zurückgehen zur Zuständigkeit der Länder – wobei jetzt schon absehbar ist, dass das wiederum zum Wettbewerb um die besten Beamtinnen und Beamten führt. Ich prophezeie schon jetzt: Der Tag wird kommen, da wird wieder nach der Vereinheitlichung auf Bundesebene gerufen. Dies gilt natürlich auch für die Ausstattung der Polizeien. Dieser Wettbewerbsföderalismus wird zu einem Gefälle bei der Gewährleistung der Inneren Sicherheit führen. Wer will der betroffenen Bevölkerung erklären, dass sie sich leider mit Sicherheit zweiter Klasse zufrieden geben müssen?

· Nunmehr wird in der Föderalismuskommission auch die Frage einer Änderung des Art 33 Abs. 5 Grundgesetz „favorisiert“ („hergebrachte Grundsätze des Beamtentums“). Die Auswirkungen sind kaum abzuschätzen. Insbesondere nimmt auch hier die Glaubwürdigkeit der Politik Schaden.

· Das so wichtige einheitliche Erscheinungsbild der Polizei in ganz Deutschland geht verloren. Jedes Land erfindet seine eigene Uniform, mit eigener Farbe, mit eigenem Zuschnitt. Das ist nicht allein eine Frage der unzweifelhaften und sofortigen Erkennbarkeit als Polizei für alle Bürger (auch aus dem Ausland!), das ist auch eine Frage des Zusammengehörigkeitsgefühls aller Polizistinnen und Polizisten in Deutschland. Damit aber nicht genug: Immer dreister versuchen private Sicherheitsdienste mit der Farb- und Formgebung der Dienstkleidung ihres Personals die Nähe zum „hoheitlichen Erscheinungsbild“ zu bekommen. Da ist unmittelbar die Rechtssicherheit der Bürgerinnen und Bürger bedroht. Wenn niemand mehr auf Anhieb unterscheiden kann, wer Polizist ist oder nicht, dann sind Bürger- und Menschenrechte in Gefahr. Statt aber solche Selbstverständlichkeiten zu beherzigen, pflegen inzwischen Bund und Länder schon fast nationalstaatlich anmutende Gelüste nach dem eigenen Auftritt.

· Bei der polizeilichen Ausstattung findet dieser fatale Kurs seine Fortsetzung. Streifenwagen mal mit grünen, dann mit blauen Lackierungen verwirren die Öffentlichkeit – und wiederum imitieren private Sicherheitsdienste den „Polizei-Look“ bei ihren Fahrzeugen, sogar mit – allerdings funktionsunfähigen –  Anhaltesignalgebern auf dem Dach. 
· Für die Gewährleistung der Inneren Sicherheit noch kritischer wird es bei dem jahrelangen Gezerre um die IuK-Technik der Polizei. Die Polizei braucht dringend den Digitalfunk, und zwar jetzt und nicht erst am Sankt-Nimmerleinstag. Hatte man noch geglaubt, dass die Fußballweltmeisterschaft als fixes Datum den Einigungsprozess unter den Innenministern beflügeln könnte, ist man inzwischen eines Besseren belehrt: Die Debatte über die Kosten, deren Verteilung, aber auch über die zu wählende Technik ist ein Lehrstück für das Versagen des Föderalismus.

Auch in diesem Bereich fällt Deutschland in Europa zurück. 

· In allen Bundesländern droht ein zum Teil drastischer Personalabbau bei der Polizei. In den meisten Ländern ist dieser Prozess in vollem Gange. Vollständigkeits- halber muss ich hinzufügen, dass dieses für den Bund (BGS, BKA) nicht zutrifft. Ca. 7.000 Stellen von Polizistinnen und Polizisten wurden bereits in den letzten fünf Jahren gestrichen.

· Durch den Wegfall der „Kronzeugenregelung“ und der praxisfremden Bundesverfassungsgerichtsentscheidung zur so genannten Wohnraumüberwachung haben sich die gesetzlichen Möglichkeiten zur Bekämpfung der Terrorismus und der Organisierten Kriminalität erheblich verschlechtert.

Aufgrund unserer eigenen Verantwortung möchten wir Sie auf diese fatalen Entwicklungen hinweisen. Wir mahnen daher sehr eindringlich:

· Der föderale Aufbau der Bundesrepublik Deutschland – das ist nicht gegenseitige Abschottung, das ist die Verpflichtung zur positiven Zusammenarbeit von Bund und Ländern.
· Die Gewährleistung der Inneren Sicherheit ist eine Bringschuld des Staates für alle Bürger, unabhängig von ihrem Wohnsitz und ihrem Aufenthalt, also die gemeinsame Verantwortung von Bund und Ländern.
Wir appellieren eindringlich an Sie, dazu beizutragen, dass Deutschland nicht in die Kleinstaaterei zurück fällt und dass die gemeinsame Verantwortung von Bund und Ländern für die Innere Sicherheit bestehen bleibt und wieder deutlich erkennbarer wird.

Ich bitte die Länge des Briefes zu entschuldigen, aber die bedrohlichen Entwicklungen im Bereich der Inneren Sicherheit machen es – so glaube ich – erforderlich, auf die bestehende Gefahrenlage ausführlich hinzuweisen.
Mit freundlichen Grüßen  
Konrad Freiberg

